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VORSCHLÄGE

Der Ausschuss für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter ersucht den 
federführenden Ausschuss für Kultur und Bildung, folgende Vorschläge in seinen 
Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass die Bürger zwar immer besser informiert sind, dass sie von den 
politischen Strukturen, vor allem im Rahmen der von und in der Europäischen Union 
durchgeführten Aktionen, jedoch noch immer zu häufig vernachlässigt werden,

1. weist darauf hin, dass die Frauen bei den letzten Referenden zu Europa mehrheitlich mit 
„Nein“ gestimmt haben: 56 % in Frankreich (Flash Eurobarometer 171), 63 % in den 
Niederlanden (idem 172) und 56 % in Irland (idem 245); glaubt, dass dieses Nein unter 
anderem daher rührt, dass die europäischen Institutionen wenig in die Politiken 
eingebunden sind, die Frauen unmittelbar betreffen und die die Grundlage für die immer 
noch bestehende Chancenungleichheit zwischen Männern und Frauen sind, wie die Politik 
zur Vereinbarkeit von Berufs- und Familienleben oder zur Unterstützung für 
Betreuungsbedürftige;

2. betont, dass die Union im Rahmen der 27 Empfehlungen des offenen Briefs der 
Teilnehmer an der Abschlusskonferenz über die sechs Bürgerprojekte von Plan D mit dem 
Titel „Die Zukunft Europas – die bürgernahe Agenda“ aufgefordert wird, im Bereich der 
Sozialpolitik und des sozialen Zusammenhalts wirksamer zu handeln, um insbesondere 
das Lohngefälle zu bekämpfen und die Gleichstellung von Frauen und Männern zu 
fördern, sowie ganz allgemein diesen häufig vernachlässigten Gleichstellungsthemen 
besondere Aufmerksamkeit zu widmen;

3. fordert eine umfassende Analyse der Beteiligung von Frauen an Entscheidungsprozessen 
in ganz Europa, um ihre Rolle als einender Faktor in der Gesellschaft zu bestimmen und 
zu fördern;

4. weist nachdrücklich auf die Rolle der Frauen in der Union hin und ermuntert die 
europäischen Institutionen, in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten nachhaltige 
Instrumente einzuführen, die den sozialen Beziehungen und den Ungleichheiten zwischen 
Männern und Frauen in allen Bereichen der öffentlichen Politik Rechnung tragen;

5. fordert eine bessere Information für Mädchen und Frauen über das Konzept der 
europäischen Bürgerschaft und die damit zusammenhängenden Rechte, insbesondere in 
den sozial und geografisch isolierten Regionen; betont, dass diese 
Informationskampagnen eine bessere Beteiligung der Frauen am politischen Leben und an 
Entscheidungsprozessen zum Ziel haben müssen;

6. beglückwünscht die Kommission zur Auswahl der im Rahmen von Plan D kofinanzierten 
Projekte, an denen zahlreiche Frauenorganisationen beteiligt sind und die zahlreiche 
Projekte zugunsten von Frauen umfassen, durch ihre Vertretungen; 

7. fordert die Kommission auf, Programme und Kampagnen (wie „Die Welt mit den Augen 
der Frauen sehen“) zu fördern, welche Frauen ermutigen, sozial, politisch und kulturell 
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aktiv zu werden, wobei die Rolle der Frauen für den Dialog zwischen den Generationen, 
die Nachhaltigkeit und den Wohlstand der Gesellschaft zu berücksichtigen ist;

8. ruft die europäischen Institutionen dazu auf, über Kommunikations- und 
Marketingkampagnen hinaus Wirtschafts- und Sozialpolitiken zu entwickeln, die den 
Erwartungen und Bedürfnissen der Bürger der Mitgliedstaaten entsprechen; unterstützt in 
diesem Sinne beispielsweise die Vorschläge der Kommission im Bereich des 
Elternurlaubs, die darauf abzielen, den Grundsatz der Vereinbarkeit von Berufs- und 
Familienleben zu fördern und damit den Europäern die Möglichkeit zu bieten, so viele 
Kinder zu bekommen, wie sie möchten, und so eine Antwort auf das demographische 
Defizit sind, das für unseren Kontinent eine wirtschaftliche und soziale Bedrohung 
darstellt;

9. anerkennt die Fähigkeit der Frauen, Probleme zu lösen und Konflikte beizulegen, und 
fordert die Kommission nachdrücklich auf, mehr Frauen in Task Forces und 
Arbeitsgruppen, die sich mit den Themen Familie, Kinderbetreuung, Erziehung usw. 
beschäftigen, einzubinden;

10. betont die Notwendigkeit, bei Problemen wie der sexuellen Gewalt oder des 
Menschenhandels, für deren Lösung die Einbindung der Gesellschaft unerlässlich ist, die 
Bürgerbeteiligung zu fördern;

11. betont die Notwendigkeit, Maßnahmen zur Überwindung der digitalen Kluft zwischen den 
Geschlechtern zu fördern, um den Frauen unter gleichen Bedingungen die Instrumente zur 
Teilnahme am Dialog über Europa an die Hand zu geben.
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